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allem soweit ein Zusammenhang zu den verletzten Rechts­
normen oder den subjektiven Gründen für die Straftat 
(Alkohol, Arbeitsbummelei usw.) besteht.

Bedeutsam für die Beurteilung des künftigen Han­
delns ist auch, ob die Straftat selbst direkte Schlußfolge­
rungen auf die Fähigkeit und Bereitschaft ermöglicht, wie 
verfestigt die Persönlichkeitsmerkmale und tatsituativen 
Motive zueinander im Verhältnis stehen und zu den Ur­
sachen und Bedingungen der Straftat Verbindung haben. 
Je mehr gezielte Tatvorbereitung, bewußte Nutzung ge­
fährlicher Mittel zur Verwirklichung der kriminellen Ab­
sicht, bewußte Hinnahme schwerer Tatfolgen usw. er­
kennbar sind, um so eher ist es berechtigt, nach Anzeichen 
vor allem verringerter Bereitschaft zu verantwortungsge­
mäßem Verhalten zu suchen.

Ist der Umfang krimineller Aktivität unverhältnismä­
ßig hoch im Vergleich zum realen „Nutzen“ der Tat (aus' 
der Sicht des Täters), kann das auf Mängel in der Fähig­
keit zu künftig verantwortungsgemäßem Verhalten hin- 
weisen. Je mehr sich tatsituative Bedingungen in der 
Tatmotivation niederschlagen, die im Widerspruch zu po­
sitiven Persönlichkeitseigenschaften stehen, desto weniger 
kann von verringerter Bereitschaft zu künftig verantwor­
tungsbewußtem Verhalten ausgegangen werden.

Soziale Bedingtheit der Fähigkeit und Bereitschaft

Die soziale Bedingtheit der Fähigkeit und Bereitschaft 
zu verantwortungsbewußtem Verhalten^bezieht sich nicht 
nur auf ihre Herausbildung und Entwicklung und auch 
nicht nur auf ihre Bezogenheit zu den sozialen Anforde­
rungen und konkreten Handlungsbedingungen, sondern 
auch auf die jeweiligen Kollektivbeziehungen. Diese kön­
nen die Herausbildung und Festigung bestimmter Fähig­
keiten und Bereitschaften erleichtern oder erschweren. So 
ist es in bestimmten Kollektiven leichter, sich gesell­
schaftsgemäß zu verhalten als in anderen. Die Einschät­
zung der von § 61 StGB geforderten Fähigkeit und Bereit­
schaft sollte deshalb nicht losgelöst von der konkreten 
Kollektivsituation und den jeweiligen Sozialbeziehungen 
des Täters erfolgen.4

Die Fähigkeit und Bereitschaft nach § 61 StGB betrifft 
nicht nur die schon vor der Hauptverhändlung vorhande­
nen Persönlichkeitseigenschaften, sondern auch Verhal­
tensvoraussetzungen, die in der Hauptverhandlung durch 
Verdeutlichung der verletzten Verantwortungsbeziehun­
gen im Rahmen der mündlichen Einflußnahme geformt 
werden. Große Potenzen für diese Einflußnahme liegen 
auch in der Begründung des Urteils. Sie muß differenziert 
auf die Voraussetzungen eingehen, die ihren Niederschlag 
in der Einschätzung der Fähigkeit und Bereitschaft. zu 
künftig verantwortungsgemäßem Handeln und letztlich 
in der Entscheidung über das Strafmaß gefunden haben. 
Bei der Beurteilung der Persönlichkeitseigenschaften ist 
zu beachten, daß die Entwicklung von Fähigkeit und Be­
reitschaft zu künftig verantwortungsbewußtem Handeln 
ein P r o z e ß  ist, der ständig Veränderungen unterliegt. 
In diese Beurteilung müssen also auch Anzeichen der 
positiven Entwicklung und der Stabilisierung dieser Eigen­
schaften sowie günstige äußere Bedingungen dafür ein­
geschlossen werden, vor allem nachdem bereits staatliche 
Reaktionen bzw. gesellschaftliche Bewertungen der straf­
baren Handlung erfolgt sind. Je weiter Handlungen zu­
rückliegen, die bei der Beurteilung berücksichtigt werden, 
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, daß sie nicht mehr 
den gegenwärtigen Stand der subjektiven Potenzen zu 
verantwortungsbewußtem Handeln widerspiegeln.

Bleiben gesellschaftliche und staatliche Reaktionen auf 
verantwortungslose Verhaltensweisen wirkungslos, kann 
dies in bestimmten Fällen für die Beurteilung künftiger 
Verhaltensweisen besonders aufschlußreich sein. Wir ge­
hen davon aus, daß die Fähigkeit und Bereitschaft zu ge­
sellschaftsgemäßem Verhalten während des Strafverfah­
rens, im Prozeß der Sträfenverwirklichung sowie in der 
Phase der Wiedereingliederung weiter gefestigt und ent­
wickelt werden. Dies hängt natürlich von den jeweiligen 
Umständen und Bedingungen bei der Strafenverwirkli­
chung ab (z. B. Kollektivsituation, Kontrolle über die Er­
füllung der Bewährungspflichten). Täter mit positiven 
Persönlichkeitsvoraussetzungen haben erfahrungsgemäß 
meist günstige Kollektiv- bzw. Sozialbeziehungen, in de­
nen sich ihre Eigenschaften weiter positiv entwickeln

kpnnen. Dagegen leben Täter mit weniger günstigen Per­
sönlichkeitseigenschaften nicht selten in ungünstigen So­
zialbeziehungen, in denen sich ihre Eigenschaften wo­
möglich in negativem Sinne verfestigen.

Die Kenntnis der konkreten Sozialbeziehungen, in de­
nen der Täter während der Strafenverwirklichung leben 
wird, erleichtert die Individualprognose hinsichtlich sei­
ner voraussichtlichen künftigen Fähigkeit und Bereitschaft 
zu gesellschaftsgemäßem Verhalten. So geht z. B. § 30 
Abs. 2 StGB davon aus, daß ein geeignetes Kollektiv im 
Bewährungsprozeß die erforderliche Fähigkeit und Bereit­
schaft zu verantwortungsbewußtem Verhalten festigen 
und entwickeln kann.

Beurteilung der Fähigkeit und Bereitschaft 
bei Jugendlichen

Die Prozeßhaftigkeit der Fähigkeit und Bereitschaft zu 
künftig verantwortungsgemäßem Handeln hat naturgemäß 
bei Jugendlichen und jüngeren erwachsenen Straftätern, 
die sich in der Entwicklung ihrer Persönlichkeit befinden, 
besondere Bedeutung. Im Rahmen der schnelleren Ent­
wicklungsfortschritte der Gesamtpersönlichkeit, der Mög­
lichkeiten intensiverer Einwirkung im Jugendalter muß 
auch beachtet werden, daß sich Fähigkeiten und Einstel­
lungen nachhaltiger beeinflussen und korrigieren lassen. 
Allerdings ist dabei von den jeweils einwirkenden Erzie­
hungseinflüssen auszugehen und das erreichte Niveau der 
Persönlichkeitsentwicklung einzuschätzen.

Gerade die Einschätzung des erreichten Standes der 
Persönlichkeitsentwicklung und die Schlußfolgerung auf 
Fähigkeit und Bereitschaft verlangt, die Altersspezifik zu 
berücksichtigen. Selbst wenn die Schuldfähigkeit gemäß 
§ 66 StGB als soziale Mindestfähigkeit, sich zur Tatzeit 
von den geltenden Normen und Regeln leiten lassen zu 
können, vorhanden ist, ergibt sich immer noch ein breites 
Spektrum im Bereich der Fähigkeit und Bereitschaft zu 
künftig verantwortungsgemäßem Handeln i. S. des § 61 
Abs. 2 StGB. Rückstände in der Persönlichkeitsentwick­
lung, psychosoziale Fehlentwicklungen, Intelligenzminde­
rungen usw. können so geartet sein, daß sie die Schuld­
fähigkeit in bezug auf eine bestimmte strafbare Hand­
lung nicht beeinträchtigen, wohl aber die Fähigkeit oder 
Bereitschaft zu künftig verantwortungsgemäßem Han­
deln mindern können.

Art, Ausprägung und Verfestigung solcher Entwick­
lungsbesonderheiten sowie damit zusammenhängende Um­
welt- und Erziehungsbesonderheiten sind festzustellen, 
um das Ausmaß der persönlichen strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit zu bestimmen und die in bezug auf die Fä­
higkeit und Bereitschaft zu künftig verantwortungsgemä­
ßem Handeln angemessene Strafe festzusetzen. In diesem 
Zusammenhang kann auch beurteilt werden, inwieweit 
Entwicklungsstörungen als Grundlage geminderter Fähig­
keit und Bereitschaft zu künftig verantwortungsgemäßem 
Handeln durch sozialpädagogische Maßnahmen der Or­
gane der Jugendhilfe (z. B. nach § 67 Abs. 1 StGB) beein­
flußt oder in den Erziehungsverhältnissen des Jugendli­
chen positive Bedingungen geschaffen werden können. 1

1 Zu den Begriffen „Fähigkeit“ und „Bereitschaft“ vgl. E. Buch- 
holz/H. Dettenborn in: NJ 1979, Heft 10, S. 440.

2 Das bezieht sich nur auf das Verhältnis von Einstellungen 
und Motiven. Damit wird die Bedeutung der Motiventwicklung 
für bestimmte Bereiche nicht generell verneint. Wird z. B. fest­
gestellt, daß bei zurückliegenden negativen Handlungen vor 
allem aktuelle Motive durch ungünstige äußere Bedingungen 
tatsituativer Art mobilisiert wurden, so ist für die progno­
stische Einschätzung wichtig, ob diese Motive im Gegensatz zu 
positiven Einstellungen stehen. Diese sind aber ihrerseits vor­
rangige Urteilsbasis, um die Bereitschaft zu künftig verant­
wortungsbewußtem Verhalten einzuschätzen.

3 Vgl. dazu OG, Urteil vom 19. Januar 1978 - 4 OSK 20/77 - 
(NJ 1978, Heft 3, S. 136), in dem betont wird, daß nicht allein 
die Wiedergutmachung durch Rückerstattung einer Schadens­
summe Schlüsse auf die Strafzumessung gestattet. Berück­
sichtigt werden müsse auch, inwieweit diese Wiedergut­
machung nach Eigentumsdelikten über die gewandelte innere 
Einstellung des Täters zur Tat und zum Eigentum anderer sowie 
über die Bereitschaft, künftig gesellschaftlicher -Verantwortung 
gerecht zu werden, Aufschluß gibt.

4 Vgl. dazu auch I. Buchholz, „Nochmals zum Gegenstand und 
Umfang der Beweisführung im Strafverfahren“,. NJ 1977, Heft 14, 
S. 461.


